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Liebe Leserinnen, liebe Leser!

Jetzt muss es gelingen. Der Startschuss ist bereits gefallen. Die
Bundeskanzlerin hat zum Beginn ihrer Ratspräsidentschaft an-
gekündigt, dass bis zum Regierungsgipfel im Juni 2007 ein

Fahrplan zur Rettung des EU-Verfassungsvorhabens
vorliegen soll und vor einem historischen Versäumnis
gewarnt, falls es nicht gelingen sollte, die Substanz
des Vertrages vor den nächsten Europawahlen 2009
zu retten. Die Kommunen waren mit dem EU-Verfas-
sungsvertrag, dem Frankreich und die Niederlande
vorerst nicht zugestimmt haben, in der Substanz sehr
zufrieden, war doch das Prinzip der Subsidiarität ver-
bindlich verankert. Wenn es jetzt darum geht, die Sub-
stanz des Vertrages zu retten, stellt sich die Frage, was
entfallen darf und was nicht. Bundesvorstand und

Hauptausschuss der KPV greifen deshalb die Erwartungen der
Kommunen auf und machen noch einmal klar und deutlich,
welche Kernpunkte im EU-Verfassungsvertrag erhalten bleiben
müssen. Ab Seite 8 lesen Sie alle Details. 

Heftige Debatten – letztlich aber ohne Rausch und Nebenwir-
kungen – löste in der CDU/CSU Bundestagsfraktion die Frage
aus, ob der Staat ganz legal Heroin an Schwerstabhängige aus-
geben darf. Sieben deutsche Städte haben an einem Modell-
projekt teilgenommen, bei dem Schwerstabhängige mit Hero-
in behandelt werden. Eine Studie zu dem Projekt hatte erge-
ben, dass die Behandlung mit Heroin erfolgversprechender
verläuft als mit der Ersatzdroge Methadon. Das Ergebnis deu-
teten die Kritiker des Projekts jedoch anders. Also: Darf der
Staat legal Drogen ausgeben? Unsere spannende Debatte le-
sen Sie ab Seite 28. 

Richtig gekracht hat es in Nordrhein-Westfalen: Im münster-
ländischen Ochtrup ist die gesamte CDU-Ratsfraktion aus der
Partei ausgetreten. Die Fraktion hatte dies angedroht für den
Fall, dass die Landsregierung eine Genehmigung zur Erweite-
rung eines Einkaufszentrums nicht erteilt. Die Landesregie-
rung ließ sich aber nicht erpressen und hatte noch dazu gute
Gründe für das Verbot. Alles über den Eklat ab Seite 20. 

Einen entspannten März wünscht Ihnen

Gaby Grabowski


